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gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 
Bundesmeldegesetz (BMG) 

Ich beantrage die Einrichtung folgender Übermittlungs- bzw. Auskunftssperren: 
Antragsteller/in (Name, Vorname, Doktorgrad) 

Geburtsname Geburtsdatum 

Anschrift (Straße, Haus-Nr. , PLZ, Ort) Telefon-Nr. E-Mail 

1. Übermittlungssperren, tür die keine Begründung erforderlich ist: 

~ Übermittlungssperre an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (§ 42 Abs. 3 Satz 2 BMG) 

D Ich beantrage, dass meine Daten nicht an die Religionsgesellschaft meines Ehegatten, Lebenspartner oder meiner Eltern (nur bei 
minderjährigen Antragstellern) übermittelt werden. 

D Diese Erklärung gilt auch für meine/unsere minderjährigen Kinder, soweit sie ebenfalls nicht meiner Religionsgesellschaft angehören. 
(Das Einverständnis aller Sorgeberechtigten ist erforderlich) 

Name Vorname(n) Geburtsdatum 

o Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen dürfen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen meine 
persönlichen Daten nicht mitgeteilt werden (§ 50 Abs. 1 und 5 BMG). o Im Falle eines Altersjubiläums oder Ehejubiläums (z. B. 75. Geburtstag oder Goldene Hochzeit) darf eine Mitteilung über dieses Ereignis 
nicht weitergegeben werden (§ 50 Abs. 2 und 5 BMG). o Der Weitergabe meiner Daten an Adressbuchverlage widerspreche ich (§ 50 Abs. 3 und 5 BMG), o tHermit widerspreche ich der Weitergabe meiner Daten an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr für Zwecke der 
Ubersendung von Informationsmaterial über den freiwill igen Wehrdienst (§ 58 Abs. 1 WPflG I. V. m. § 36 Abs, 2 BMG). 

2. Auskunftssperren, tür die eine Anhörung/Begründung der betroffenen Person erforderlich ist: o Auskunftssperre, da durch eine Meideregisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige 
Interessen für mich oder eine andere Person entstehen kann (§ 51 BMG). 

Datum Fristablauf n Diese Auskunftssperre ist auf 2 Jahre befristet Nach Fristablauf ist ein erneuter Antrag zu stellen. 

Anhörung/Begründung: (Warum ist es erforderl ich, eine Auskunftssperre in das Melderegister der oben genannten Behörde einzutragen? Durch welche Tatsachen/Umstände wurde die 
konkrete Gefahr ausgelöst? Welche Person bedroht mein Leben oder meine Gesundheit? Was habe ich bisher unternommen, um meine neue Wohnungsanschrift geheim zu halten?) 

Das Widerspruchsrecht bei Ehejubiläumsdaten (§ 50 Abs. 2 und 5 BMG) kann nur gemeinsam ausgeübt werden. Für die Einrichtung einer Übermittlungs­
sperre dieser Daten ist die Unterschrift beider Ehegatten erforderlich, das gi lt auch bei minderjährigen Kindern für § 42 Abs. 3 Satz 2 BMG. 

Entgegengenommen 

Ort, Datum 

Unterschrift 

Bitte Erläuterungen auf der Rückseite beachten! 
Eine Ausfertigung dieser Erklärung habe ich erhalten. 

Unterschrift des Erklärenden 

Unterschrift des Ehegatten bzw. Sorgeberechtigten 



Erläuterungen zum Antrag auf Einricht ng von Übe mi lung - bzw. Aus unftssperren 

Zu Übermitllungssperre an öffentlich-rechtliche Religionsge ellschaften (§ 42 Abs. 3 Sa 2 BMG) 
Das Bu"'de rn Id()g <;e z (BMG) sieht vor, dass den Kirchen '1 bel"' der Dat Ihrer itglie 
von Farn I nang n gen der Mitglieder die n crt der eibe k ne ff n her rechtlt 
gehör n berm tt t wer en durfen Der betroHen I=a ',E:mange 
§ 42 Abs 3 Satz 2 des Bund smeldeg setzes die f nchtul"'g e, 
nicht prtorder ich 
01 s U ermlttlunas perre gilt nicht ow Daten für ZWeCKE: d Ste ererneb • .mg rechts d Jewe I gen offp-r t Ich-recht­
I cher Re g'o'1sgesell crafter ubermlttelt werder. 

sp re an Pa eien und Wählergruppen und anderer Tr gern von Wahlvorsch a n (§ 50 Abs 1 

Im lu a"'1mer'lang mit War "'1 und mit Abstimm 'lgen durfen Pd n Wählerg ppen und and rer Trager., VO'1 W hl 
vor lagen n den ech der Stimm bgabe vorangehender Monater Auskunft uber Faml enname, Vo name oe eit ge 
Anschnft Doktorgrad von GI uppen vor: Wahlberechtiqten erte It we den r deren Zusamme !';etzung das :-Isa r 
de Betrorenen bc<;tlmmend I t Die Geburtsdaten der Wahlberecrt t n dl,. dab nle"t m t t"" -0 n, Der rmp 
fänger r-'lt die Da r spät tens ein ... Mon, t nach der Wahl oder Abstimmung Z J lösch '1 ocler LU ver ~~ten Er da 
diese rur fur d eWe bU"1g bei etner War ode Abc;tlmmurg verwenden Diese AuskJnft darf n r {; e'lt we den enn Sie 
mellt Widersprochen haben Eine Begründung ISt 1'\ cht erforderlich. 

Zu Übermitllungssperre im Fall eines Alters- oder Eh Jubilaums (§ 50 Abs. 2 und 5 BMG) 
Die Me'debet,orde darf auf Verangen Mandatstragern, Pressp oder Rundf.mk f' ., M 10 ('gi t raiJskun <lber Alter oder 
Ehejubiläum von flnwohnern rellen 01 Au .. kurft darf nur die dazt. erforderlich r Daten uber Familienname, Vorname , 
Doktorgrad, Arschntt sowie Tag und Art des Jubilaums umfasse Diese Auskunft darf nur erte' t werden w nn Sie nicht 
Widersprochen naben. E ner Begrundung bedarf es nicht 

Zu Übermitllungssperre an Adres buchverl ge (§ 50 Abs. 3 und 5 BMG) 
Das Bl..'ldesmeldegesetl' (BMG) erlaubt etne Auskunft an Adressbuchv rlage uber Famlll nra"n~ Vor amen Doktorgrad 
und derzel Ige Anschriften von Einwohnern, die das 18. Leber Ja vollendet haben 0 eser A\JSKt. f sertellt. können 
Sie vvid~r prechen Eine Begründung ,st nicht erforderlich. 

Zu Ubermittlungssperre an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (§ 58 Abs. 1 WPfIG 
I. V. m. § 36 Abs. 2 BMG) 

Zum 1 JUlI 2011 Ist die allgemeine Wehrpf eilt, soweit kelll Soanl"'ungs oder Verteld gungsfal vorliegt, au gesetzt und 
In einen freiwilligen Wehrdienst übergele tet worden FrauE'1l und M~"l!1er d:e Deutsche 'l1 Sinne des Grl.o"1dgesetzes snd, 
können sich nach § 54 des Wehrpfuchtgeseues (WPflG) verpflichten, frelw'''ig Wehrdienst zu .e.sten 

Damit das Bundesa<Tlt ~ür das Personalmanagement der Burdes vehr d'e Mbglichke" hat, uber den freiw lIigen Werr-
dienst zu Informieren, übermittelt die Meldebehörde Familienname, Vornamer und derzeitige Anschrift von Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkett, die Im nächsten Jahr volljähng werden, an das BU'ldesamt für Personalmanagement der 
Bundeswehr 

Betroffene haben das Recht, der Datenüberrnittlung zu widersprechen. Der Widerspruch Ist an keine Voraussetzung 
gebunden und braucht nicht begründet zu werden, 

Zu Auskunftssperre bei Gefahr für Leben und Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Be­
lange (51 BMG) 

Bevor über Ihren Antrag entschieden werden kann, mü sen Sie begründen (sogenannte Anhörung), warum es erforderlich 
ist eine Auskunftssperre in das Melderegister der Behörde einzutragen Die Fragen sollten detailliert beantworte (ggf 
Beiblatt verwenden) und es können evt!. Nachweise gefordert werden 

Wird dem Antrag zugestimmt, so gilt die Auskunftssperre nur tür die Meldebehörde bei der Sie den Antrag gestellt haben. 
Haben Sie mehrere Wohnungen müssen Sie jeweils bei den zuständigen Meldebehörden eine Auskunftssperre beantragen. 

Die Entscheidung über Ihren Antrag liegt im Ermessen der Meldebehörde. Wird dem Antrag zugestimmt, wirkt die Aus­
kunftssperre gegen alle, ausgenommen öffentliche Stellen und den Betroffenen selbst. 
Der Antrag muss begründet sein: evtl. können Nachweise gefordert werden. 
Haben Sie mehrere Wohnungen, so gilt die Auskunftssperre nur für die Meldebehörde, bei der Sie die Auskunftssperre 
beantragt haben; ggf. auch bei der Meldebehörde der letzten früheren Wohnung und den für weitere Wohnungen 
zuständigen Meldebehörden, wenn Sie eine Auskunftssperre beantragen, 




